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Buchdruckerei der Herd erſchen Verlagkhandlung in Freibarg 


ih aller Mund ift jetzt das Wort „Sszialiſierung“. Und was 
für Vorſtellungen mögen ſich damit verbinden! Die Berliner 
Jugend meint, „Sozialiſierung“ ſei nichts anderes als die Ver⸗ 
prügelung der Spartakiſten. Dieſe ſelbſt „ſozialiſieren“, indem ſie 
rauben und plündern. Dem Sozialiemus aber bedeutet „Soziali⸗ 
ſierung“ den Aufbau einer „deutſchen Gemeinſchaft“ nach kommuniſti⸗ 
ſchem Rezept. Die Regierung, ſo vernehmen wir, entſpreche mit dem 
Sozialiſierungsgeſetze und dem Geſetze über Regelung der deutſchen 
Kohlenwirtſchaft dem „ſtürmiſch emporlodernden Verlangen und 
Drängen des werktätigen Volkes“; ſie trage damit „den ſeeliſchen 
Stimmungen der Arbeiterſchaft Rechnung und ſchaffe die Voraus⸗ 
ſetzungen, um die Maſſen der Bevölkerung wieder mit Arbeits⸗ 
freudigkeit zu erfüllen“ 1. 

In der Tat, die Zeit des individualiſtiſchen frei⸗ 
wirtſchaftlichen Kapitalismus iſt vorüber! Er bleibt 
eine abgeſtorbene Form, die neues Leben nicht mehr finden wird, 
trotz dem ſehnſüchtigen Rufen gewiſſer Kreiſe nach dem ihnen ſo 
vorteilhaften „freien Spiel der Kräfte“. 

Auf dem hoͤchſten Kulturgebiete, dem der Religion, zuerſt ver⸗ 
kündet, alle Kulturgebiete durchlaufend, macht der individualiſtiſche 
Gedanke auf dem unterſten Gebiete, der materiellen Kultur, elend 
Bankrott. Der freien Bibelforſchung folgte der Bruch mit der 
Tradition auf philoſophiſchem Felde; die Jurisprudenz verneigte ſich 
Bo: dem individualiſtiſchen Prinzip und ließ den Staat aus dem 
Willen der Individuen, dem Sozialkontrakte, entſtehen; der liberale 
Stonomiemus erklärte das individuelle Selbſtintereſſe zur beherrſchen⸗ 
den Kraft im Streben und Ringen der wirtſchaftlichen Welt. Die 
n operiert nicht mit logiſchen Beweiſen. Sie hat nur ein 


en 


„Vorwärts“ Nr. 132 vom 13. März 1919, 


Argument, aber ein furchtbares, zerſtörendes, unheilbringendes. 
iſt die Deductio ad absurdum! 

Die Maſſe des Volkes hat es bitter empfinden müſſen, t was 
individualiſtiſche Freiwirtſchaft bedeutet. Sie empört ſich ge 1 
das bisher herrſchende Syſtem, fordert eine dem Individualisn 
bis zum Mußerſten entgegengeſetzte Wirtſchaftsverfaſſung. 9 
darf bedauern, daß dieſes Verlangen über die rechten Grenzen 
hinwegſchreitet, ins Extreme ſich verliert. Aber verſtehen kann 
man die Überfpannung bei dem allzu ſchweren Druck, der nach den 
Schrecken und Leiden des Weltkrieges doppelt hart auf dem armen 
Volke laſtet. 

Vor dem Weltkriege hatte der freiwirtſchaftliche Kapitalismus 
in Deutſchland durch die Entfeſſelung gewaltiger Kräfte eine äußerlich 
glanzvolle Entwicklung hervorgerufen. Innerlich war das Gebä: 
morſch. Um ſich zu behaupten, verbanden ſich die im Konkurre 
kampf Überlebenden in Kartellen. Die Syndizierungstendenz aber 
trug ſchon, wie Sombart ſagt !, „ein dem Kapitalismus frem 
Element“ in das Wirtſchaftsleben hinein. Es bildeten ſich groß⸗ 
induſtrielle Monopole zur Regelung von Produktion und A ii 
Sie brachten keine Regelung im allgemeinen Intereſſe. Alles diente 
dabei nur der Sicherung und Förderung kapitaliſtiſcher Inte 
mittelſt einer Preispolitik zur Erhöhung des privatwirtſchaft 
Ertrages. Da kam der Weltkrieg, die Blockade. Es kam 
öffentliche Wirtſchaft, die ſtaatliche Zwangswirtſchaft, wie fie 
eine hart erzwungene Selbſtgenügſamkeit des blockierten Deutſch 
notwendig geworden. Das war freilich keine Wirtſchaftsform 
Beſtand haben konnte. Mit dem wachſenden Widerwillen des V 
gegen jenes Übermaß oft ungeſchickt gewählter und durchgefü 
Kriegsverordnungen verband ſich die brandende Empörung 
darbenden Maſſen über den privatwirtſchaftlichen Egoismus 
Mammonismus, der ſich gerade während der Kriegsjahre fo 
hängnisvoll betätigte. Fort mit dieſer Wucherwirtſchaft! Fort mit 

ı Der kapitaliſtiſche Unternehmer: Archiv für Sozialwiſſenſchaft und 
Sozialpolitik 29 (1909) 689 ff. 
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3 dem privatkapitaliſtiſchen Egoismus! Gemeinſinn iſt die Parole! 
An Stelle der privatwirtſchaftlichen Produktionsweiſe und Verteilung 
ſoll nun die Sozialiſierung des Wirtſchaftslebens treten. Der 
Psychologe verſteht die Berechtigung und Macht dieſes Verlangens. 
Aber es beſteht die Gefahr, daß der allſeitig als notwendig erkannte 
Neubau unter dem Einfluß jenes „ſtürmiſch emporlodernden Ver⸗ 
langens und Drängens“, jener „ſeeliſchen Stimmungen“ überſtürzt 
wird, daß man vergißt, wie eine Wirtſchaftsreform, die Dauerndes 
ſchaffen will, nicht durch überhaſteten Umſturz des Beſtehenden, mit 
raſchen Improviſationen durchgeführt werden kann. Nur die nüchterne, 
alle Einzelheiten berückſichtigende Erwägung, die ruhig prüfende Ver⸗ 
nunft darf da den Plan entwerfen. Daran aber ſcheint es den 
Leuten, die jetzt am Werke ſind, zu fehlen. Vor allem und ganz 
offenbar dem naiven Sozialismus derer, die, das Kommuniſtiſche 
Manifeſt und das Erfurter Programm in der Hand, eine „Ver⸗ 
geſellſchaftung“ ſchlechthin aller Produktionsmittel fordern, und 
zwar eine in raſcheſtem Tempo vorgenommene Vergeſellſchaftung. 
Man nennt gerade ſie in letzter Zeit mit Vorliebe „Kommuniſten“. 
Es iſt aber nicht zu vergeſſen, daß auch die gemäßigteren Re⸗ 
viſioniſten ſich zum kommuniſtiſchen Sozialismus bekennen und 
durchgängig die allgemeine Vergeſellſchaftung der Produktions⸗ 
mittel wenigſtens als „Endziel“ betrachten. 

Die Lage dieſer gemäßigten, an der Regierung beteiligten 
Sozialiſten iſt wahrhaftig nicht beneidenswert. Werden ſie doch von 
ihren eigenen Parteigenoſſen bitter bekämpft. Sie ſollen und wollen 
dem Begehren der Maſſen genügen, ſollen und wollen die Ver⸗ 
ſprechungen des Sozialismus an die Maſſen erfüllen, ſollen raſch, 
ſollen viel ſozialiſieren, auch wenn ihre Einſicht ein entſchiedenes Halt 
gebietet. Ich kann mir nicht helfen: wenn ich an dieſe gemäßigten 
Sozialiſten denke, ſo fällt mir immer jener Küſter ein, der auf ſeiner 
Kuh reiten wollte. Kaum ſaß er aber auf dem Rücken des Tieres, 
da riß ſich die Kuh los und ſtürmte in wildem Laufe durch das 
Dorf — den Schwanz, als Kriegsflagge, hoch in der Luft. Es gibt 
ja bekanntlich ein franzöſiſches Sprichwort: Drei Weſen laſſen ſich 
nicht aufhalten, 1. ein Bauer, der eine Fahne trägt, 2. ein Mädchen, 
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das heiraten will, und 8. eine Kuh, die den Schwanz in die H 
ſtreckt. So ſtürmte denn unſer Küſter am Pfarrhof und am Bil ger⸗ 
meiſter vorbei. Wohin, Herr Küſter, wohin? rief alles. Der atem⸗ 
loſe Ritter ohne Sporen aber ſchrie in Schreck und Graus: Das 
weiß Gott und das Kühle! In ähnlicher Weiſe reiten die augen⸗ 
blicklich führenden Männer auf dem Sozialismus voran, ohne zu 
wiſſen, wohin der Ritt ſie noch führen wird. Und je kräftiger der 
marxiſtiſche Leierkaſten der naiven Sozialiſten ſeine Melodien er⸗ 
ſchallen läßt, um ſo toller wird der Ritt. Bis ſchließlich die kühnen 
Reiter, Proletarier und die bei keiner Revolution fehlende Advokaten 
garnitur, mit ihrem dazu „reifen“ Betriebe im Chauſſeegraben ſich 
wiederfinden werden. Die große Enttäuſchung der Arbeiter⸗ 
welt, wenn dieſe einmal erkannt haben wird, daß ihre Hoffnungen 
auf hohen Lohn und kurze Arbeitszeit bei der kommuniſtiſchen So⸗ 
zialiſierung nicht erfüllt werden können! Auch ſonſt wird es an Ent» 
täuſchungen nicht fehlen. Man wird nur zu bald erkennen, daß die 
privaten Unternehmer durch ihr Gewinnſtreben beſſere Hüter des 
ökonomiſchen Prinzips ſind als die kommuniſtiſche Gemeinwirtſchaft. 
Oder ſollten die allen deutſchen Weisheitsſprüche ihre Geltung verloren 
haben: Geſamt Gut verdammt Gut — Der Gemeindeeſel hat viel zu 
tragen — Der Gemeindeeſel läßt immer den Schwanz hängen u 
Alſo, es muß „ſozialiſiert“ werden und zwar raſch! 
wie kann das fo ſchnell geſchehen? Der „Vorwärts“ 1 erheb 
gewaltiges Wehegeſchrei über „die vielfach auftretende Sucht, 
langſame, ſtetige Durchſetzung des Sozialismus im S ile 
Konzeſſion an den Kapitalismus“ zu verdächtigen. Die Sozie 
ſierungsgeſetze, ſagt er?, „laſſen ſich nicht von heute auf 4 
ſchaffen. Die geſetzgeberiſche Regelung einer ſolchen Materie 
auf große Schwierigkeiten; denn je tiefer man in die Bearbeitu 
hineinſteigt, um ſo mehr Einzelfragen tauchen auf, die geklärt und 
antwortet werden wollen“. So iſt es. Durch bloßes Dekretieren 
neuer Wirtſchaftsformen erhalten dieſe noch keine Lebenskraft, 
Gewähr ihrer Dauer. Willkürliches Experimentieren am Wirtſchaf 


Nr. 134 vom 14. März 1919. Nr. 132 vom 13. März 1919. 


körper aber bezahlt ſich mit ſchweren Verluſten, mit Elend und Not. 
Und doch ſind die Freunde einer kommuniſtiſchen Sozialiſierung auf 
ſolches Experimentieren angewieſen. Warum? Es fehlt ihnen 
jedes Vorbild. Bei allen Völkern mit hoherer Kultur fand ſich bisher 
und behauptete ſich das Privateigentum an den Produktionsmitteln. 
Wir treffen da im Laufe der Jahrhunderte wiederholt auf Kämpfe 
der Beſitzloſen gegen die Beſitzenden. Aber dieſe Kämpfe endigten nie⸗ 
mals mit der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel. Nicht einmal 
im klaſſiſchen Altertum mit ſeiner hochkapitaliſtiſchen Entwicklung! 

Es fehlt der detaillierte Plan einer kommuniſtiſchen Soziali⸗ 
ſierung. Marx hat nur ein nebelhaftes Bild von der ſozialiſtiſchen 
Zukunftsgeſellſchaft entworfen. Die Bebelſche abſchreckende Utopie 
aber wurde von keinem der führenden Geiſter im Sozialismus ernſt 
genommen. Und auch in der ſonſtigen ſozialiſtiſchen Literatur fehlt 
jeder Verſuch, einen Plan der inneren Einrichtung einer ſozialiſtiſchen 
Geſellſchaftsordnung zu entwerfen. Man hat offenbar gefürchtet, 
durch Darlegung eines ſolchen Planes ſich zu blamieren, und darum 
lieber alles von der „Entwicklung“ erwartet. 


So kam es denn auch, daß alle Grundſätze fehlen für den 
jetzt ſtürmiſch verlangten Sozialiſierungsprozeß. Der Marxſche hiſto⸗ 
riſch⸗evolutioniſtiſche Sozialismus, auf Hegelſcher Philoſophie be⸗ 
ruhend, kannte eben keine Prinzipien, mit denen noch die rationali⸗ 
ſtiſche franzöſiſche Philoſophie des 18. Jahrhunderts die feudale 
Geſellſchaft bekämpft hatte. Er operierte nicht mit Gerechtigkeits⸗ 
erwägungen wie ein „ethiſcher Sozialismus“, wollte nur die hiſto⸗ 
riſche Tatſache der Widerſprüche in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
feſtſtellen, beſtimmte Entwicklungstendenzen nachweiſen, zeigen, wie 
die überlieferten politiſchen, geſetzlichen, ſozialen und idealen Formen 
nicht mehr dem über alles entſcheidenden ökonomiſchen Inhalte der 
Geſellſchaft entſprächen, wie die Entwicklung zu neuen Formen dränge. 
Für den älteren „kritiſch⸗utopiſtiſchen Sozialismus“, den Marx ver⸗ 
warf, obwohl er die ulopiſtiſch⸗kommuniſtiſche Idee von ihm ent⸗ 
nahm, war die Erkenntnis der zukünftigen Geſellſchaftsordnung das 
Ergebnis eines Denkprozeſſes, für Marx aber das Reſultat der 
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Beobachtung des hiſtoriſchen Weltprozeſſes 1 und der vor unſern Auger 
ſich vollziehenden Auflöſung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. 
Utopiſten konſtruierten eine vollkommene und gerechte Geſellſe 
ordnung aus dem Kopfe, Marx wollte die Elemente der zukün 
Geſellſchaftsordnung aus der Beobachtung des mit objektiver Not⸗ 
wendigkeit ſich vollziehenden Zerſetzungsprozeſſes der bürgerlichen Ge. 
ſellſchaft entnehmen, in welchem ſchon die Anſätze zu neuen Forte 
(Konzentration u. dgl.) ſich angeblich zeigen. So verſteht man auch, 
in welchem Sinne man heute von für die Sozialiſierung „reifen“ 
Wirtſchaftsformen ſpricht. Wer aber entſcheidet, welche Formen 
dazu reif ſind? Gibt es da nicht ſehr verſchiedene Auffaſſungen? 
Auch unreife Apfel können abgebrochen werden. Mancher Bub hat 
ſich ſchon damit den Magen verdorben. So kann auch die Soziali⸗ 
ſierung ſchweren Schaden anrichten. Doch nein! das iſt ja nicht 
möglich, wird uns mit unbegründeter Zuverſicht von ſozialiſtiſcher 
Seite erwidert. Der Sozialismus gleicht eben jenem Arzte, der alle 
Krankheiten auf den Bandwurm zurückführte und darum alle ſeine 
Patienten in der gleichen Weiſe behandelte. Die einzige Krankheit 
des Wirtſchaftskörpers, die der Sozialismus kennt, iſt das Privat 
eigentum an den Produktionsmitteln, und als einziges Heilmittel 
gilt da die Sozialiſierung. Merken die Leute denn nicht die offenbare 
petitio principii, an welcher der ganze Sozialismus krankt, indem 
er ohne jeden Beweis à priori oder a posteriori ſtillſchweigend 
vorausſetzt, was doch ſehr in Frage iſt, nämlich, daß die S 
ſierung ſchon an fi dem Volke zum Vorteil gereicht? Da beſt 
auch kein großer Unterſchied zwiſchen dem naiven Sozialismus 
Maſſen und dem aufgeklärteren der Reviſioniſten. Für alle iſt 
ſozialiſtiſche Zukunftsgeſellſchaft unzweifelhaft ein Eldorado, und wir 
ſollen nun mit blindem Köhlerglauben ihren Verheißungen ver⸗ 
trauen. Mehr als wohlfeile Verheißung iſt ja doch alles nicht, was 
der Sozialismus zur Empfehlung der Zukunftsgeſellſchaft ſagt. 
1 Tatſächlich beſchränkte ſich Marx auf die Beobachtung der eng 
Induſtrie, ſpeziell der Textilinduſtrie, und baute hierauf unzuläſſig 
allgemeinerungen auf, wie auch die tatſächliche Entwicklung ſich kein 
nach Marxſchen Konzepten vollzog. 


8 


* 


Der chriſtliche Sozialismus iſt kritiſcher, vorurteilsfreier. 
Wir wiſſen, daß eine Rückkehr zum freien Verkehr im Sinne des 
wirtſchaftlichen Liberalismus nicht mehr möglich iſt. Wir verwerfen 
die frühere Anarchie der Produktion, eine vom kapitaliſtiſchen Intereſſe 
einſeitig diktierte Verteilung, lehnen monopoliſtiſche Ausbeutung des 
Volkes ab. Der Kapitalismus hat ſeine Rolle ausgeſpielt, wenn 
man unter Kapitalismus die Beherrſchung der Volkswirtſchaft durch 
das Geldintereſſe des Kapitalbeſitzes verſteht. Wir beobachten auch 
die wirtſchaftliche Entwicklung, erblicken aber in den vielfachen Übel⸗ 
ſtänden der kapitaliſtiſchen freiwirtſchaftlichen Epoche keine unab⸗ 
änderlichen „Entwicklungsgeſetze“, ſondern Mißbildungen, Krankheits⸗ 
erſcheinungen, und forſchen nach den Urſachen dieſer Erſcheinungen. 
Nicht auf dem Wege des Umſturzes alles Beſtehenden, ſondern durch 
eine an die gegebenen Verhältniſſe anknüpfende Reform erſtreben wir 
die neue beſſere Wirtſchaftsverfaſſung. Dabei leiten uns Ideen, 
Grundſätze außer den Beobachtungen der Wirklichkeit. Aus beidem 
erwächſt uns ein Syſtem, ein Plan der Reform. Und innerhalb 
dieſes Syſtems ſind es wiederum Prinzipien, welche die etwa 
erforderlichen Sozialiſierungen begründen und begrenzen. 

Den entſcheidenden prinzipiellen Geſichtspunkt in der Frage 
der Sozialiſierung kann uns nur eine klare Erkenntnis des Zweckes 
der ſtaatlichen Geſellſchaft liefern. Wir haben uns darüber 
ſchon wiederholt in früheren Aufſätzen geäußert 1. Ein kurzes philo⸗ 
ſophiſches Expoſé möge der Leſer ſich aber auch hier gefallen laſſen. 

Nach dem Zwecke der ſtaatlichen Geſellſchaft beſtimmt ſich 
ja das prinzipiell und praktiſch richtige Verhältnis zwiſchen Staat 
und Individuum, Staat und Geſellſchaft, Staat und Privatwirtſchaft. 
Der Zweck des Staates aber — ſo ſagte ſchon Cicero in „De 
republica* — muß ſich nach der Urſache richten, aus der er 
hervorging. Der Staat ſaß nicht fertig da, um die Einzel» 
menſchen und deren Verbände in ſeine Arme aufzunehmen. Er ging 
den Individuen und deren Gemeinſchaften nicht voraus, ſondern 
wurde von dieſen erſt gebildet. Und zwar wurde er für einen Zweck, 
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für Aufgaben gebildet, deren Erreichung den einzelnen und ihren 
engeren Verbänden, ohne den Staat, nicht möglich war. 

Dieſer Zweck des Staates mußte ferner innerhalb der Sphäre 
menſchlicher und geſellſchaftlicher Wohlfahrt liegen; er mußte ſomit 
ein Gut ſein, weil nur dieſes Gegenſtand menſchlichen Strebens iſt; 
ſodann ein irdiſches Gut, da die Macht des Staates nicht über 
dieſe Erde hinausreicht, und ebenſo ein äußeres Gut, weil der 
Staat nur über äußere Machtmittel verfügt, das geſellſchaftliche 
Zuſammenwirken als ſolches in der Außenwelt ſich vollzieht und 
darum auch zunächſt und unmittelbar ein äußeres Gut als Zweck 
verfolgt — was nicht ausſchließt, daß dieſes Gut mittelbar a 
dem Geiſte des Menſchen Vorteil bringt. 

Es mußte ferner, wie geſagt, ein Gut ſein, das von dem Indi⸗ 
viduum, der Familie und kleineren Verbänden über⸗ 
haupt nicht oder nicht vollkommen erreicht werden 
kann. Würde jenes Gut ohne Staat in gleichem Umfange und 
Grade, mit gleicher Vollkommenheit erlangt werden können, dann 
wäre der Staat gänzlich überflüſſig und es fehlte jeder innere Grund 
für ſein Entſtehen und ſeine Fortdauer. Der Geſellſchaftszweck des 
Staates kann alſo nur in einer Ergänzung der Individuen und 
deren engeren Verbänden, d. h. in einem Gute oder in einem In⸗ 
begriff von Gütern beſtehen, welcher nicht in einem für die Wohl⸗ 
fahrt ausreichenden Maße mit den Kräften iſolierter . 
Individuen, kleinerer Verbände, wohl aber durch die im © 
vereinigte Geſamtkraft erreicht werden kann. Das Gut, welches 
Zweck der ſtaatlichen Geſellſchaft bildet, muß endlich ein Gut all 
Geſellſchaftsglieder, ein Gut, an dem alle teilnehmen können, e 
gemeinſchaftliches Gut ſein. Es wäre widerſinnig, einer Geſe 
ſchaft beizutreten, wenn man vom Zweck der Geſellſchaft ausgeſchl 
bliebe. Das gilt insbeſondere auch von der ſtaatlichen Geſellſcha 
Denn alle ihre Glieder benötigen mehr oder minder der Ergänzu 
ihrer Kraft durch die ſtaatliche Geſamtkraft. 

Welches iſt nun jenes äußere, irdiſche, allen Geſellſchaftsglie 
gemeinſame Gut, das von den iſolierten Individuen, Familie 
nicht erlangt werden kann? Iſt es die Eriftenz des Staat 
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feine Erhaltung, feine Erſtarkung, feine Vervollkommnung? Nein! 
Denn keine Geſellſchaft exiſtiert allein zu dem Zwecke, um zu exiſtieren 
oder vollkommen zu exiſtieren. Exiſtenz, Erhaltung, Kraft, Vervoll⸗ 
kommnung des Staates verhalten ſich zu dem Staatszwecke als 
bloßes Mittel. Sie bilden die notwendige Vorausſetzung und Be⸗ 
dingung des geſellſchaftlichen Strebens nach dem allen Staatsgliedern 
gemeinſamen Gute, das den eigentlichen Sozialzweck des Staates 
ausmacht. Wir werden alſo das Gut, welches den wahren Zweck 
der ſtaatlichen Geſellſchaft bildet, nicht in der politiſchen, ſondern in 
der bürgerlichen Ordnung zu ſuchen haben, alſo nicht in dem, 
was der Staat tut, um ſeine Exiſtenz, Einheit, Kraft, Wirkſamkeit 
zu erhalten und zu entfalten, ſondern in dem, was er für ſeine 
Glieder tut, d. i. unmittelbar in der äußeren, irdiſchen Wohlfahrt 
für die Geſamtheit der Staatsbürger, ſoweit dieſe 
nicht von den Individuen, Familien und ſonſtigen 
innerſtaatlichen Verbänden erreicht werden kann. 
Man beachte die beigefügte Klauſel. Der Staat ſoll ſeinen 
Gliedern jene Güter darbieten, welche Individuen, Familien, engere 
Verbände mit ihren eigenen Kräften nicht erlangen können. Die 
unmittelbare Verwirklichung des privaten Wohles iſt darum 
nicht Sache des Staates, ſondern der Privaten ſelbſt. „Der Staat 
hat nicht den Zweck“, ſagt Cathrein!, „jedes einzelne Glied direkt 
und unmittelbar glücklich zu machen — jeder iſt ſeines eigenen Glückes 
Schmied —; er ſoll bloß einen geſellſchaftlichen Zuſtand 
herbeiführen, der es einem jeden ſeiner Glieder ermöglicht, durch 
eigene freie Tätigkeit das zu ſeinem irdiſchen Wohl Notwendige zu 
erwerben, ſoweit dies hienieden nach Verhältnis der Umſtände ge⸗ 
ſchehen kann.“ Wo der Staat unmittelbar für die private Wohl⸗ 
fahrt einzelner Individuen oder Gruppen ſorgt, da gehört das nicht 
zum Zwecke des Staates, ſondern dient nur als Mittel zur Er⸗ 
füllung ſeines Zweckes. So die Gewährung eines Gehaltes für 
die Beamten ſowie die Verpflegung des Heeres. Auch wird der 
Staat für diejenigen eintreten müſſen, denen die eigene Kraft zur 


1 Moralphiloſophie II (51911) 529. 
* LI 


Selbſtverſorgung mangelt und für welche die Hilfe näher berufener 
Inſtanzen fehlt oder nicht ausreicht. 
Wir werden alſo ſagen müſſen: Der Zweck der ſtaatlichen 
Geſellſchaft beſteht in der Herſtellung, Bewahrung, Vervoll⸗ 
kommnung der Geſamtheit jener geſellſchaftlichen Bedingungen 
und Einrichtungen und den entſprechenden Tätigkeiten, durch 
welche allen Gliedern des Staates die Möglichkeit geboten und 
erhalten wird, frei und ſelbſttätig ihr eigenes wahres irdiſches 
Wohl nach Maßgabe ihrer beſondern Fähigkeiten, Verhält⸗ 
niſſe, Bedürfniſſe zu erreichen und das redlich Erworbene zu 
bewahren. Jene Möglichkeit iſt das allen Gliedern gemeinſame 
Gut, das den Sozialzweck des Staates bildet. Wir nennen das⸗ 
ſelbe im Unterſchiede von der privaten Wohlfahrt: öffentliche 
Wohlfahrt, salus oder prosperitas publica. 
Der Staat iſt keine freie, gewillkürte, ſondern eine notwendige, 
natürliche Geſellſchaftsform. Daraus ergibt ſich, daß alle Glieder 
der ſtaatlichen Geſellſchaft, ihrer Stellung, ihren Fähigkeiten, Verhält⸗ 
niſſen entſprechend, zur Verwirklichung dieſes Zweckes verpflichtet 
ſind. Der Zweck des Staates beſtimmt und begrenzt nicht nu 1 
Aufgaben und Befugniſſe der Staatsgewalt. Er iſt Zweck der 
ganzen ſtaatlichen Geſellſchaft, verpflichtet Staatsgewalt und 
Bürger zugleich. Wie die ſtaatliche Geſellſchaft, ſo iſt eben auch ihr 
Zweck von der Natur, d. i. vom Urheber der Natur gewollt, in der 
menſchlichen Vernunft als Forderung der weltordnenden lex aete 
fich kundgebend, eine Vorſchrift des natürlichen Re 
Mit allen ihren privaten auf äußere irdiſche Wohlfahrt abzielend 
Beſtrebungen haben darum die Staatsbürger, ſoweit die öffentlic 
Wohlfahrt der ganzen Staatsgeſellſchaft in Frage kommt, ſich die) 
unterzuordnen, dem Ganzen der ſtaatlichen Geſellſchaft fi 
einzuordnen. = 
Man kann das, was die ſtaatliche Geſellſchaft bei ihrer Zweck⸗ 
erfüllung zu leiſten hat, unter dem doppelten Geſichtspunkte des 
Schutzes und der Hilfe zuſammenfaſſen. 
Der Staat ſoll Schutz gewähren 1. jedem einzelnen Bürger 
jeder einzelnen Familie, jeder einzelnen Korporation gegen alle 
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gewaltigung und unbefugte Verletzung ihrer natürlichen und er» 
worbenen Rechte, demgemäß auch die nötigen Einrichtungen und 
Anordnungen treffen, um dieſer ſeiner allgemeinen Schutzpflicht im 
gegebenen Einzelfalle genügen zu können. Er muß 2. die öffentliche 
Wohlfahrt ſelbſt, alſo die Möglichkeit für alle Geſellſchaftsglieder, 
ihr Privatwohl frei und ſelbſtändig zu erſtreben, gegen Hinderniſſe 
ſchützen, die, aus dem Egoismus einzelner entſtehend, die Allgemeinheit 
jener Möglichkeit gefährden und in Frage ſtellen. 

Die ſtaatliche Geſellſchaft ſoll ſodann Hilfe gewähren in allen 
Dingen, in welchen die öffentliche Wohlfahrt dieſe Hilfe erfordert, 
ſei es daß derartige Angelegenheiten und Probleme an ſich ihrer 
Natur nach die geſellſchaftliche Zuſammenfaſſung aller Kräfte voraus⸗ 
ſetzen, ſei es daß beſondere Verhältniſſe und Bedürfniſſe eine Er⸗ 
gänzung der unzureichenden Kräfte der Bürger als notwendig oder 
zweckmäßig erſcheinen laſſen. Indem die Bürger nun mit eigener 
Kraft und Verantwortung, unter Benützung der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt, geſchützt und durch öffentliche Einrichtungen gefördert, ihre 
private Wohlfahrt zu verwirklichen ſuchen, ergibt ſich, wo es um 
private Tätigkeit und öffentliche Wohlfahrt wohlbeſtellt iſt, die all⸗ 
gemeine Wohlfahrt, salus universalis, die Wohlfahrt der 
einzelnen Bürger, Familien, Korporationen. 

Es würde aber um die öffentliche, allen gemeinſame Wohlfahrt 
und ebenſo um die allgemeine Wohlfahrt der einzelnen nicht gut 
ſtehen, wenn das Wohlfahrtsſtreben und die Wohlfahrtspflege ſich 
einſeitig einem Zweige menſchlicher Wohlfahrt zuwendete unter 
Schädigung anderer Zweige der Geſamtwohlfahrt. Wahres Wohl 
iſt für den Menſchen nur das, was dem ganzen Menſchen dient. 
So iſt auch für die Wohlfahrt eines Volkes nur dort gut geſorgt, 
wo man der Einheit der Kultur nicht vergißt, wo allen 
Kulturgebieten und allen verſchiedenen Anforderungen des 
komplexen Begriffes „Wohlfahrt“ Genüge geſchieht, wo man die 
materielle Kultur nicht pflegt auf Koſten der ſittlichen Kultur, wo 
man den Fortſchritt nicht in einer rohen Gleichmacherei erblickt, ſondern 
auch auf geſunde ſoziale Schichtung der Bevölkerung Rückſicht 
nimmt. Ein Staat iſt wahrhaftig in ſehr übler Verfaſſung und 
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wird nicht lange in Ruhe beftehen können, wenn ein ſchroffer € 
ſatz zwiſchen reich und arm, ohne Vermittlung eines genügend 
Mittelſtandes, ſich herausgebildet hat. Aber auch ein € 
in welchem alle Bürger vom Staate abhängige Proletarier 5 
beſitzt keine Gewähr für ſeine Blüte, ſeinen Beſtand. Das iſt ei 
überaus wichtiger Geſichtspunkt, der auch bei allen Fragen der Soyiali li⸗ 
ſierung wohl zu berückſichtigen iſt. Kurz, es gibt keine wahre und 
dauerhafte materielle bürgerliche Wohlfahrt, wenn dieſe Wohlfahrt 
ſich nicht in den Rahmen des ganzen, alle Wohlfahrt umfaffenben 
Volkswohlſtandes einfügt. 

Damit ſind alle Elemente gegeben, aus denen eine der een 
gemäße prinzipielle Entſcheidung in den heutigen Sozialiſierungs⸗ 
fragen ſich ableiten läßt. 

Alles, was ſeinen unmittelbaren Zweck in dem Privat⸗ 
wohl der Bürger hat und was durch die private Tätigkeit 
der einzelnen, der Familien oder ihrer Verbände geleiſtet werden 
kann, entzieht ſich der direkten Leitung des Staates. Nun 
aber hat die wirtſchaftliche Bedarfsverſorgung der Bürger 
ihren unmittelbaren Zweck in dem bürgerlichen Privatwohl und 
kann im weſentlichen durch private Kraft und Tätigkeit 
vollzogen werden. Der Staat iſt alſo nicht dazu berufen und befugt, 
Träger, Subjekt des volkswirtſchaftlichen Prozeſſes der nationalen 
Bedarfsverſorgung zu ſein. 0 

Ehe denn der Staat war, hatte der Menſch ſchon das natürliche 
Recht, Eigentum für ſich im Intereſſe ſeiner eigenen Wohlfahrt zu 
erwerben. Er bewahrt dieſes Recht auch im Staate, kann Eige 
erwerben, beſitzen, darüber disponieren, ſolange eine Kolliſio 
der öffentlichen Wohlfahrt vermieden wird. Produktion, Verteilung 
der Gebrauchsgüter im Tauſchverkehr, Preisbildung und Einkommens⸗ 
bildung haben ihren unmittelbaren Zweck in der privaten Wohlfahrt 
der wirtſchaftenden Bürger. Kurz, der ganze Bedarfsdecku 
prozeß iſt naturgemäß bürgerliche, nicht ſtaatliche 
gabe nach dem allgemeinen Grundſatze: Alles, was von Indi 
Familien, ſonſtigen innerſtaatlichen Verbänden hierbei und hierzu di 
ſich geleiſtet werden kann, liegt außerhalb des Staatszweckes. 
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Damit iſt nun keineswegs ein bedeutender indirekter Einfluß 
5 Staates auf dieſe bürgerliche Betätigung verneint, ein Einfluß, 
der dem Staate als dem Hüter der öffentlichen Wohlfahrt zu- 
kommt. Durch ſeine Rechtsordnung, inbeſondere durch eine 
zweckmäßige Erwerbs⸗ und Eigentumsordnung hat der Staat 
die öffentliche Wohlfahrt gegen privaten Eigennutz zu ſchützen, er hat 
fördernd und helfend einzugreifen, wo die privaten Kräfte zur 
Erreichung eines Zieles, das von der öffentlichen Wohlfahrt gefordert 
wird, nicht ausreichen. Er kann auch in Notfällen die Bedarfs⸗ 
verſorgung des Volkes ordnen, wie dies in der Kriegszeit geſchah. 
Es wird freilich nicht viele geben, die glauben, der Staat habe mit 
ſeinen Kriegsmaßregeln gerade einen hervorragenden Befähigungs⸗ 
nachweis für wirtſchaftliche Hantierungen geliefert. Der Staat kann 
auch ſonſt neben den Bürgern in begrenztem Maße am Wirtſchafts⸗ 
leben ſich beteiligen. Er kann z. B. agrariſche oder induſtrielle 
Muſteranſtalten errichten, mit privaten Unternehmungen in Konkurrenz 
treten, um eine ungünſtige Preisbildung zu rektifizieren uſw. 

Darf er aber auch ganze Wirtſchaftsgebiete ver⸗ 
ſtaatlichen oder, wie man jetzt ſagt, ſozialiſieren? 
Der Staat ſoll die bürgerliche Tätigkeit ergänzen mit der Ge⸗ 
ſamtkraft der Geſellſchaft, er ſoll ſie aber nicht von dem ihr natur⸗ 
gemäß zukommenden Felde verdrängen. Der volkswirtſchaftliche 
Bedarfsdeckunge prozeß iſt, wie wir ſahen, bürgerliche Sache, fällt 
nicht in den Bereich des Staatszweckes. Eine Sozialiſierung, Ver⸗ 
geſellſchaftung, Verſtaatlichung ganzer Wirtſchaftsgebiete kann alſo 
nur durch ganz beſondere Gründe als ein Ausnahmefall 
gerechtfertigt werden, und zwar müſſen dieſe Gründe in jedem 
Einzelfall nachgewieſen werden. Der alleinige Grund aber, der 
für eine Sozialiſierung ſprechen kann, iſt die Notwendigkeit 
derſelben für die öffentliche Wohlfahrt, für das, was wir als 
Staatszweck bezeichnet haben. Die Sozialifierung muß ein uns 
zweifelhaft notwendiges Mittel zur Erfüllung des Staats⸗ 
zweckes geworden ſein. Und zwar iſt ſie das letzte Mittel, das erſt 
dann angewendet werden kann, wenn der Gebrauch anderer Mittel 
(Kontrolle uſw.) keine Ausfiht auf Erfolg bietet. Die Verſtaatlichung 
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ganzer Wirtſchaftszweige bleibt eben eine Anomalie. Daran müſſen 
wir unbedingt feſthalten gegenüber der ſozialiſtiſchen Fiktion einer 
„naturnotwendigen Entwicklung“ zur kommuniſtiſchen Geſellſ chafts⸗ 
ordnung hin, jener bei vorurteilsfreier Beobachtung der katſächlichen 
Verhältniſſe in keiner Weiſe begründeten Annahme, die in die Praxis 
übertragen nur zu bald zum ſchweren Schaden des ganzen Volkes 
als nackte Illuſion ſich erweiſen müßte. 

Notwendig aber kann die Vergeſellſchaftung eines Wirtſchafts⸗ 
gebietes aus doppeltem Grunde werden: 1. dann, wenn der privat⸗ 
wirtſchaftliche Betrieb auf dem fraglichen Gebiete ſich mit den 
Anforderungen einer guten Bedarfsverſorgung des Volkes 
nicht vereinbaren läßt, und 2. wenn die finanziellen Be⸗ 
dürfniſſe des Staates ohne Verſtaatlichungen nicht befriedigt werden 
koͤnnen. Alſo Vergeſellſchaftung aus volkswirtſchaftlichen oder 
finanzwirtſchaftlichen Gründen: volkswirtſchaftliche und finanz. 
wirtſchaftliche Staatsmonopole. Auch für den Staat gilt der Satz: 
prius est vivere et dein philosophari. Der Staat muß finanziell 
leben können, wenn er ſeinem Zwecke dienen ſoll. Bei finanz⸗ 
wirtſchaftlichen Monopolen aber iſt nicht von vornherein ein ga 15 
beſtimmtes Gebiet für die Sozialifierung gegeben, es ſei denn daß 
zugleich volkswirtſchaftliche Gründe die Vergeſellſchaftung dieſes Ges 
bietes forderten. Hier kommt es alſo insbeſondere auf kluge Aus⸗ 
wahl eines finanziell ergiebigen Gebietes an, mit Berückſichtigung 
aller volkswirtſchaftlichen Folgen der Vergeſellſchaftung. Denn über 
allem finanziellen Begehren ſtehen die volkswirtſchaft⸗ 
lichen Rückſichten. 

Bei der Durchführung des volkswirtſchaftlichen wie des 
finanzwirtſchaftlichen Monopols iſt ferner das techniſch und öͤko⸗ 
nomiſch Mögliche und Zweckmäßige! zu beachten, die Technik 
der Organiſation (ob rein öffentliche oder gemiſchte wirtſchaftliche 
Unternehmungsform mit Beteiligung des Staates uſw.), das öko⸗ 


1 Der ſtaatliche Saar⸗Bergbau wurde durch den privaten Ruhr⸗B 
übertroffen. Die Produktion war größer, die Löhne höher, das Unternehmen 
rentabler, die Technik fortgeſchrittener. 
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nomiſche Prinzip, die äußerſte Wirtſchaftlichkeit, aber auch die Be⸗ 
ziehung zum Ausland, zum Weltverkehr. Es wäre z. B. merkwürdig, 
wenn man, um der Preispolitik des Syndikates zu entgehen, die 
Kohlenwirtſchaft ſozialiſieren wollte, aber dabei ſchließlich zu höheren 
Kohlenpreiſen käme wie zuvor; oder wenn man dabei von einem 
Monopol des Staates ſpräche, aber an die Regelung der vielleicht 
billigeren Kohleneinfuhr von auswärts gar nicht dächte, ſich darüber 
nicht klar geworden wäre, ob die fremde Kohle durch Prohibitivzoll 
ausgeſchloſſen oder vom Staate angekauft werden ſolle uſw. Auch 
darf bei der Frage nach Sozialiſierung von Betrieben das Verhältnis 
der angeblichen materiellen Vorteile zu dem geſamten Volkswohl⸗ 
ſtande nicht überſehen werden, ob das, was man als wirtſchaft⸗ 
lichen Fortſchritt preiſen möchte, nicht eine gewaltige ſoziale 
Schädigung durch Vernichtung einer großen Zahl ſelbſtändiger 
Exiſtenzen bedeuten würde. Da heißt es alſo genau abwägen, 
Nutzen und Schaden miteinander vergleichen. Man wird in den 
meiſten Fällen freilich mit ſtärkerer Probabilität für die Soziali⸗ 
fierung ſich begnügen müſſen. Dieſe größere Wahrſcheinlichkeit muß 
aber darum auch um ſo nachdrücklicher gefordert werden. 

Selbſt wo ſolche Probabilität mehr gegen den Privatbetrieb 
und für die öffentliche Wirtſchaft zu ſprechen ſcheint, wie z. B. 
bezüglich der Ausnutzung natürlicher Energiequellen, bei den großen 
Verkehrsanſtalten u. dgl., bleiben immer noch manche Bedenken 
übrig. Wir ſind in Deutſchland mit den Staatseiſenbahnen zu⸗ 
frieden geweſen. Die Engländer werden ſich vielleicht nicht ſo leicht 
dazu bekehren. Bei dem überaus intenſiven Verkehr iſt dort Kon⸗ 
kurrenz von Privatbetrieben möglich. Das Publikum ſteht ſich 
beſſer dabei. Wir haben in der Kulturkampfsazeit vier Jahre lang in 
Lancaſhire an einem Orte zwiſchen Midland Line und London North⸗ 
Weſtern Railway gewohnt und dort beobachten können, wie den 
ganzen Tag über auf beiden Linien in kürzeſten Zwiſchenräumen 
Perſonenzüge oft faſt leer fuhren, dem Publikum alſo die reichſte und 
bequemſte Fahrgelegenheit geboten wurde. Die Konkurrenz machte 
das nötig. Nur über die Strecke Dover-London, wo die Konkurrenz 
fehlte, wurde alljährlich im Parlamente geklagt. Doch nehmen wir 
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an, daß für größere Verkehrsunternehmungen, für die Ausb 
natürlicher Kraftquellen beachtenswerte Gründe gegen den 
Betrieb bei uns ſprechen, daß auch aus finanziellen Gründen, 
der traurigen Lage, in der Deutſchland ſich jetzt befindet, Sozi 
ſierungen in weiterem Umfange als in normalen Zeiten nötig! 
können. Gleichwohl wird man ſich hüten müſſen, in der S 
ſierung ein Univerſalheilmittel gegen alle uns jetzt ſchwer be⸗ 
laſtenden Übel zu erblicken. 

Darum ſtehen wir auch dem Entwurf eines Rahmengeſetzes, den 
die Sozialiſierungskommiſſion über die Kommunaliſierung 
Wirtſchaftsbetrieben ſoeben veröffentlicht hat, mit gewiſſer Zurück⸗ 
haltung gegenüber. Da heißt es: 

Die Städte⸗ und Gemeindeordnungen im Deutſchen Reich müſſen 
folgende Beſtimmungen erhalten: 

§ 1. Städte und Gemeinden ſowie Verbände von dieſen haben 
das Recht, alle oder einzelne Unternehmungen nachſtehender Wirtſchafts⸗ 
zweige, ſofern ſie im Privatbeſitz ſtehen, zu übernehmen und zu be⸗ 
treiben bzw. betreiben zu laſſen. 

1. Verkehrsunternehmungen für das Gemeindegebiet. 

2. Unternehmungen zur Verſorgung der Bevälferung mit Wa 

Licht und Kraft. 

3. Erzeugung, Beſchaffung und Lagerung, Bearbeitung und Ver⸗ 

trieb von Nahrungs⸗ und Genußmitteln. ö 

4. Herſtellung von Kleinwohnungen. 

5. Anſchlagweſen. 

6. Gewerbsmäßige Stellenvermittlung im Sinne des 

vermittlungsgeſetzes vom 2. Juni 1910. 

7. Apotheken. 

8. Beſtattungsweſen. 

§ 2. Die Gemeinden dürfen das in § 1 genannte Recht auch 
für andere private Unternehmungen, die vorwiegend für lı 
Zwecke arbeiten, in Anſpruch nehmen. 

Eine prinzipielle Begründung und Begrenzung der 
naliſierungsbefugnis iſt auch mit dem § 2 keineswegs gegebe 
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wird ohne weiteres der Kommunaliſierung ein ziemlich weiter Spiel. 
raum eröffnet. Das können wir doch nicht mitmachen, müſſen uns 
vielmehr auch hier für jeden einzelnen Fall vorbehalten, zu 
prüfen, ob die Bedarfsverſorgung des Volkes auf dieſem Wege 
verbeſſert oder verſchlechtert wird, ob etwaige Schäden des privaten 
Betriebes nicht in anderer Weiſe zu beheben ſind, ob es angeht, 
eine große Anzahl ſelbſtändiger Exiſtenzen dem augenblicklichen Soziali⸗ 
ſierungsfieber zu opfern. — 

Die Sozialiſierung beſagt Übernahme von Wirtſchaftszweigen, 
von Unternehmungen aus dem privaten Beſitz in Staats- oder Ges 
meindeeigentum. Darf dieſe Übernahme ohne Entſchädigung 
der bisherigen Beſitzer erfolgen? Das werden doch wohl nur 
Anhänger des naiven Sozialismus und kommuniſtiſche Spartakiſten 
behaupten wollen, Leute, die ſich zu Proudhons Satz bekennen: 
Eigentum iſt Diebſtahl. Wo immer das Privatrecht mit dem öffent⸗ 
lichen Recht, das Privatintereſſe mit dem öffentlichen Intereſſe kolli⸗ 
diert, müſſen Privatrecht und Privatintereſſe als das niedere 
Recht und Intereſſe dem öffentlichen Rechte und Intereſſe als dem 
höheren weichen, — aber auch nicht mehr und nicht weiter, 
als eine wirkliche Kolliſion vorliegt, während der nicht in 
Kolliſion kommende Teil des privaten Rechts und Intereſſes ſeine 
volle Geltung bewahrt. So z. B. wenn das öffentliche Intereſſe 
zum Zweck der Verkehrserleichterung des Grundſtückes eines Privat- 
Manns bedarf, jo kollidieren die Rechte der, Geſamtheit und des 
Privaten bloß in betreff des privaten Eigentums an jenem Grundſtücke, 
weshalb der private Beſitzer fein Beſitzrecht am Grundſtücke 
aufgeben muß. Zwiſchen dem Eigentum am Grundſtücke als einer 
Wertgröße aber, als eines Beſtandteils des privaten Vermögens 
und dem öffentlichen Intereſſe liegt eine Kolliſion nicht von. Darum 
hat der expropriierende Staat bzw. die Gemeinde dem Privaten 
den vollen Wert feines Grundſtückes zu erſetzen, weil es für den 
Bau der Straße nicht notwendig iſt, daß der Private einen Ver⸗ 
mögensverluſt erleidet. Und ſo verhält es ſich auch bei den für 
Sozialiſierungen notwendig werdenden Expropriationen. Jede Ex⸗ 
propriation vollzieht ſich rechtlich nur, wenn den für die Rechts⸗ 
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kolliſion geltenden Prinzipien genügt, mit andern Worten: wenn 
dem berechtigten, aber ſein Recht opfernden Privaten volle Ent⸗ 
ſchädigung geleiſtet wird. — 

Man braucht ſich die „vergeſellſchafteten Produktionsmittel“ 
nicht gerade als etwas einer „Verſammlung von Petrefakten“ ähn⸗ 
liches vorzuſtellen — von der uns ein liebenswürdiger Holländer 
erzählte, er habe ſie in Ems geſehen. Und doch läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen, daß bei der kommuniſtiſchen, allgemeinen Sozialiſierung 
das menſchlich Soziale zu kurz kommt. Der Sozialismus iſt 
eben ein Extrem, wie der Individualismus ein Extrem war. Die 
Wahrheit kann nur in der Mitte zwiſchen dieſen Extremen liegen, 
ſo daß dem Individuum wie der Geſellſchaft zuteil wird, was jedem 
von ihnen gebührt. 

Die Heilung des ſozialen Körpers aber, ſo wie der kommuniſtiſche 
Sozialismus ſie vorſchlägt, gleicht nur zu ſehr den Kuren des Doktor 
Eiſenbart. Kam da einſt ein Bauer zum Doktor Eiſenbart und klagte 
über Magenſchmerzen. Doktor Eiſenbart wußte zu helfen. Er nahm 
dem Bauern ſeinen Magen heraus, putzte ihn tüchtig mit ſchwarzer 
Seife aus und hängte ihn dann an eine Leine zum Trocknen. Aber eine 
Katze kam und ſtahl des Bauern Magen. In ſeiner Verlegenheit 
„expropriierte“ Doktor Eiſenbart einen Ziegenmagen und nähte ihn 
dem Bauern ein. Der arme Mann konnte nun bloß Grünes ver⸗ 
tragen. In kurzer Zeit — war der Bauer tot. So macht es der 
kommuniſtiſche Sozialismus. Er nimmt dem durch den Kapitalismus 
krank gewordenen ſozialen Körper ſtückweiſe die Privateigentums⸗ 
inſtitution an den Produktionsmitteln heraus, anſtatt das erkrankte 
Glied in ſich zu heilen. Der Erfolg wird ſein: Tod des Patienten, 
d. i. allmähliches Erlahmen, Abſterben der Volkswirtſchaft, der mit 
dem Privateigentum an den Produktionsmitteln, mit dem privaten 
Erwerbsſtreben die mächtigſten pſychologiſchen Antriebe zur Selbſt⸗ 
erhaltung und zum Fortſchritt genommen ſind. 

In der individualiſtiſch-kapitaliſtiſchen Zeit fehlte der 
Volkswirtſchaft 1. die Einheit. Die Volkswirtſchaft war nur die 
Summe von Privatwirtſchaften, von denen jede einzelne den privaten 
Ertrag, den privaten Gewinn ohne Grenzen als ihren Zweck verfolgte. 
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Den Inbegriff der wirtſchaftlichen Beziehungen der im freien Tauſch⸗ 
verkehr in wechſelſeitige Berührung tretenden Wirtſchaften nannte man 
„Geſellſchaft“. Dieſe „Geſellſchaft“ ſtand ziemlich unabhängig 
neben dem Staate. Der Staat war ja auch an ſeine territorialen 
Grenzen gebunden, während jene „Geſellſchaft“ im freien Weltverkehr 
über die ſtaatlichen Grenzen hinaus ſich erſtreckte und betätigte. Man 
ſprach zuweilen von dem „Organismus“ der Volkswirtſchaft — ein 
ſchoͤnes Wort, das auf die individualiſtiſche Wirtſchaft aber gar nicht 
paßte. Es fehlte eben 2. die Gliederung, die zu jedem Orga⸗ 
nismus gehoͤrt. Man ließ Genoſſenſchaften zu. Es bildeten ſich 
auch allmählich Kartelle — „Kinder der Not“, wie der erſte Kartell⸗ 
ſchriftſteller, Kleinwächter, ſie benannte. Es waren das aber Ge⸗ 
ſellſchaftsformen, die der Volkswirtſchaft keine Gliederung verliehen, 
ökonomiſche, geſchäftliche Organiſationen lediglich im Dienſte 
privater Unternehmungen. Berufsgenoſſenſchaftliche Or 
ganiſationen blieben ausgeſchloſſen. 3. Es fehlte ein einheitliches 
Ziel, eine einheitliche Aufgabe der Volkswirtſchaft, weil ja 
dieſer ſelbſt die innere Einheit fehlte. 4. Es fehlte ein regelndes 
Prinzip für das Wirtſchaftsleben; es fehlten 5. regelnde Fak⸗ 
toren; es fehlten 6. der Schutz der Konſumenten, Begrenzung 
und Regelung des privaten Erwerbsſtrebens. Man erwartete alles 
Heil vom „freien Spiel der Kräfte“, von dem unbegrenzten, ent⸗ 
feſſelten Erwerbstriebe. Wie Hohn klingt es, wenn man die „freie 
Konkurrenz“ als „regelnden“ Faktor pries, die „freie Konkurrenz“, 
die ſelbſt der Regelung bedarf und der gegenüber man in Kartellen 
eine ſchützende Regelung ſchließlich ſuchen mußte. 


Das waren die wichtigſten, aber ſchweren Mängel der individua⸗ 
liſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Epoche, unter denen Arbeiter, Konſumenten, 
aber auch die Produzenten zu leiden hatten. 


Wahrhaftig nicht die Vergeſellſchaftung der Pro 
duktionsmittel, die den Menſchen mit Sklavenketten an den 
Staat feſſeln würde, bringt dieſen Übelſtänden gegenüber unſerem 
Volke die erſehnte Heilung. Was uns not tut, das iſt die Ver⸗ 
geſellſchaftung der Menſchen durch wirtſchaftliche, ſoziale, 
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vor allem durch ſittliche Bindungen, der auch der homo oecono- 
micus ſich fügen muß. 

Wir haben ſeit vielen Jahren immer wieder in den „Stimmen 
aus Maria⸗Laach“ auf den Solidaritätsgedanken hingewieſen, 
den Solidarismus als vermittelndes Syſtem zwiſchen atomiſtiſchem 
Individualismus und kommuniſtiſchem Sozialismus entwickelt und 
begründet. In Nr. 4 der „Flugſchriften der Deutſchen Zentrums⸗ 
partei“ führten wir ferner aus, wie der alte deutſchrechtliche 
Genoſſenſchaftsgedanke eine Verkörperung des chriſtlichen 
Solidaritätsprinzips geweſen ſei. Dieſer Gedanke, dieſes 
Prinzip verengt ſich durchaus nicht auf den Zunftgedanken. Die 
Zunft war eine geſchichtlich bedingte Spezialform wirtſchaftlicher 
Organiſation innerhalb der ſtadtwirtſchaftlichen Epoche. Nicht die 
Zunft wollen wir auf unſere Verhältniſſe übertragen. Aber die 
damals geltenden chriſtlichen Grundſätze, wie die Blütezeit der 
Zunft fie aufweiſt, beſitzen innere Wahrheit und haben darum 
auch nicht eine bloß zeitgeſchichtliche Bedeutung. Sie ſind von all⸗ 
gemeinerem Werte und imſtande, auch die modernſten Probleme einer 
richtigen Löſung entgegenzuführen, an Stelle des Kampfes aller gegen 
alle, der Anarchie in Produktion und Verkehr, ohne Beſeitigung der 
Privatwirtſchaft und des Privateigentums an den Produktionsmitteln, 
zu einer Organiſation der Volkswirtſchaft zu führen, bei der 
die Intereſſen der Allgemeinheit in ganz anderer Weiſe gewahrt find 
als durch die Sozialiſierungen eines kommuniſtiſchen Sozialismus. 

In dreifacher Weiſe einigt die chriſtliche Solidarität die 
Menſchen: 1. Die Staatsgenoſſen ſind dem Staatszwecke 
ſittlich verpflichtet. Sie ſollen der öffentlichen Wohlfahrt auch 
als wirtſchaftende Bürger dienen, poſitib durch ihre wirtſchaft⸗ 
lichen Leiſtungen, negativ, indem ſie in ihrem Erwerbsſtreben fremdes 
Recht und die öffentliche Wohlfahrt nicht ſchädigen. Durch die Hin⸗ 
lenkung auf den gemeinſamen Zweck, die materielle Seite der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt, erhält die Volkswirtſchaft ihre Aufgabe und damit 
ihre Einheit. Sie wird zur Arbeitsgemeinſchaft gleichbe⸗ 
rechtigter Bürger. Für alle iſt da die Arbeit nicht nur Recht und 
Ehre, ſondern auch Pflicht, und zwar eine Arbeit, aus der die 
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allgemeine Volkswohlfahrt erwächſt, eine Arbeit, bei der einer für 
alle und alle für einen wirken. 

2. Die Solidarität der Berufsgenoſſen, welche die 
Bürger des gleichen Berufs unter ſich verbindet, um ihre gemein⸗ 
schaftlichen Intereſſen zu vertreten, zu verfolgen, aber ohne den die 
öffentliche Wohlfahrt ſchädigenden Gruppenegoismus. Denn auch die 
Berufsgenoſſen ſind ja Staatsgenoſſen und darum auf das Gemeinwohl 
verpflichtet. Die berufsgenoſſenſchaftliche Solidarität gibt der ſtaat⸗ 
lichen Geſellſchaft die ihr in der freiwirtſchaftlichen Epoche fehlende 
organiſche Gliederung. Kannte die individualiſtiſch⸗kapitaliſtiſche 
Zeit nur eine Schichtung der Geſellſchaft nach dem Beſitze, nach 
Klaſſen, jo nimmt der berufsgenoſſenſchaftliche Gedanke der 
Beſitzſchichtung alle Bitterkeit der Klaſſengegenſätze. Der Arbeiter 
wird zum Berufsgenoſſen des Unternehmers, mit dem ihn eine ver⸗ 
fittlichte Arbeitsgemeinſchaft im gleichen Berufe zu beiderſeitigem 
Nutzen verbindet. 

3. Die allgemein menſchliche Solidarität, die Zugehörig⸗ 
keit zur alle umfaſſenden Gottesfamilie — der gemeinſame Vater im 
Himmel, der gemeinſame Erlöſer, die gemeinſame überirdiſche Heimat — 
das alles überwindet mit den Zeiten doch verbleichende geſellſchaftliche 
= nationale Unterſchiede durch die alle und jeden umfaſſende chriſtliche 
Nächſtenliebe — Menſchen⸗ und Völkerverſöhnung durch Mense 
En Voͤlkerverbrüderung. 

Das Solidaritätsprinzip verleiht der Volkswirtſchaft zugleich 
mit ihrer Einheit und Aufgabe auch das regelnde Prinzip. Die 
Volkswirtſchaft ſoll dem Volke eine der erreichten Kulturhöhe ent⸗ 
ſprechende quantitativ und qualitativ gute Bedarfs verſorgung 
gewähren und ſichern, und zwar dem ganzen Volke in allen ſeinen 
Schichten, eine Bedarfsverſorgung, wie ſie den Anforderungen wahrer 
Volkswohlfahrt und echten Volkswohlſtandes entſpricht. 

Mit einer der öffentlichen Wohlfahrt dienſtbaren Staat 
obrigkeit und mit den berufsgenoſſenſchaftlichen 
autonomen Organiſationen ſind ferner zugleich für die 
Volkswirtſchaft die regelnden Faktoren gegeben. Und zwar 
hat bei der Regelung des Wirtſchaftslebens die Staatsgewalt nach 
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unfern obigen Ausführungen als höchſte Inſtanz ergänzend 
einzutreten, wo die Regelung durch die Berufsgenoſſenſchaften einer 
ſolchen Ergänzung bedarf. Es wird darum die nächſte Aufgabe der 
Wirtſchaftsreform ſein, die berufsgenoſſenſchaftliche Organiſation 
ſelbſt fortzubilden und für die Aufgabe der Regelung zu befähigen. 
Die Regelung erſtreckt ſich auf alle drei Elemente des Bedarfs⸗ 
deckungsſyſtems: auf die Güterbeſchaffung, den Tauſchverkehr, die 
Preisbildung, aus der die Einkommensbildung erwächſt. Für die 
Preisbildung insbeſondere bietet die iustitia commutativa die 
entſcheidenden Geſichtspunkte: Wiedervergeltung nach dem Werte der 
Leiſtung. Hatte das chriſtliche Mittelalter das Erwerbsſtreben durch 
die Forderung des ſtandesgemäßen Unterhaltes begrenzt, ſo ſtellen 
wir heute der entfeſſelten triebhaften Gewinnſucht der kapitaliſtiſchen 
Epoche die Forderungen der Gerechtigkeit als Grenze des Er⸗ 
werbsſtrebens gegenüber. 

Was ſpeziell das Verhältnis von Arbeitern und Unter⸗ 
nehmern betrifft, ſo ſpricht ein Aufruf der deutſchen Reichsregierung 
vom 1. März d. J. von der zukünftigen „konſtitutionellen 
Fabrik auf demokratiſcher Grundlage“ und von einer ge⸗ 
ſetzlichen Einführung von „Betriebsräten“. Daß fürderhin das 
alte patriarchaliſche Syſtem und der unſelige Herrenſtandpunkt nicht 
forldauern können, wird allgemein zugegeben. Auch wurde im Gegen⸗ 
ſatze zu dem patriarchaliſchen Syſtem von einem „konſtitutionellen 
Syſtem“ ſchon früher geſprochen. Man dachte dabei an eine Rück⸗ 
wirkung der Tarifverträge auf das Arbeitsverhältnis und an die 
Ausbildung von Arbeiterausſchüſſen, ſo daß der Unternehmer nicht 
immer bloß dem einzelnen Arbeiter, ſondern der Arbeiterſchaft als 
Ganzem gegenüberſtehe. Immerhin iſt „die konſtitutionelle Fabrik“ 
ein Begriff mit fließenden Grenzen, und es iſt auch nicht abzuſehen, 
welche Eingriffe in den Betrieb möglicherweiſe den „Betriebsräten“ 
zugedacht ſind. 

Man begreift darum die ſchweren Bedenken, die ſolchen Plänen 
gegenüber in der „Kölniſchen Volkszeitung“ zum Ausdruck kamen !; 
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„Ein Fabrikbetrieb ift kein Staat und keine Gemeinde, in welcher 
nach allgemeinen politiſchen Richtlinien und Grundſätzen regiert 
den kann. In der Leitung eines Fabrikbetriebes geben ewig 
hſelnde Geſichtspunkte die Richtſchnur: Konkurrenzverhältniſſe, 
atzkonjunkturen, Geldmarkt, Warenmarkt der Rohprodukte, Arbeiter⸗ 
ältniffe und für die Auslandsinduſtrie der geſamte Weltmarkt. 
richtig zu überſchauen, zweckdienlich einzuſchätzen und danach die 
geſchäftlich erſprießlichſten Maßnahmen zu treffen, find die Haupt: 
tätigkeit und Sorge der geſchäftlichen Fabrikleitung; daneben der 
Ausbau des inneren Betriebes gemäß den unaufhörlichen Fortſchritten 
der Technik und der in ihrem Dienſte ſtehenden Wiſſenſchaften. Alle 
dieſe Erforderniſſe verlangen ſachlich und kaufmänniſch durchgebildete, 
erfahrene und weitblickende Männer, ſoll die Fabrik blühen und 
gedeihen. Dieſe Erforderniſſe müſſen in einer Hand oder in den 
Händen weniger in engſter Fühlung zuſammenarbeitender Leiter ver⸗ 
einigt ſein, ſoll der ſchwierige und oft weitverzweigte Mechanismus 
der oberſten Leitung eines Großbetriebes nutzbringend funktionieren. 
Jedes Geſchäft, ob Mittel⸗ oder Großbetrieb, hat feine befondern 
Geſchäftseinrichtungen, ſeine Erfahrungen, ſeine Beſonderheiten und 
ſeine Fabrikgeheimniſſe, auf welchen in den meiſten Fällen die Er⸗ 
sfähigkeit des großen Ganzen beruht. Wenn irgend etwas in 
Welt auf eine zentraliſtiſche Leitung eingeſtellt iſt, dann iſt es 
ein induſtrielles Großunternehmen. 

„Wie ſoll und wird nun hier die konſtitutionelle Verfaſſung 
wirkſam gemacht werden? Soll die Geſchäftsleitung fürderhin ge⸗ 
gt ſein, alle großen geſchäftlichen Fragen, von denen oft Wohl 
Wehe des Betriebes abhängt, an die große Glocke eines Fabrik⸗ 
amentes zu hängen? Soll für die Aufnahme eines neuen 
uſtriezweiges, für die Fabrikation neuer Sorten von Erzeugniſſen, 
der Aufſchließung neuer Abſatzgebiete, vor der Einführung neuer 
ugungs verfahren und der damit zuſammenhängenden Ausgeſtaltung 
Betriebseinrichtungen das Fabrikparlament gefragt werden müſſen? 
hieße nichts anderes, als der ſtets auf der Lauer liegenden 
kurrenz die offenen Karten hinlegen. Der Verſchwiegenheit und 
nzugänglichkeit jo vieler Perſonen gegen jede Verſuchung kann keine 
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Geſchäftsleitung ſicher fein, am allerwenigſten dann, wenn fie fi 
nicht als die verantwortlichen Mitarbeiter, ſondern als Kontrolleure, 
als Aufſeher der Geſchäfteleitung fühlen. Nach der ganzen Stimmung 
aber, welche die revolutionäre Atmoſphäre der letzten vier Monate 
erzeugt hat, werden die Vertreter gewiſſer Richtungen der Arbeiter⸗ 
ſchaft eine andere Aufgabe als die der Kontrolle der Geſchäftsleitung 
aus der geplanten geſetzlichen Regelung nicht herausfinden.“ 

Den beſten Weg einer geſunden Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen 
Unternehmern und Arbeitern, die den Einfluß der Arbeiter auf Ver⸗ 
waltung und Verteilung beſtimmen und umgrenzen ſoll, zeigen uns 
wohl die Beſtimmungen des Vertrags zwiſchen Arbeitgeber- und Arbeits 
nehmerverbänden, welche am 15. November 1918 veröffentlicht wurden. 
Da heißt es: Die Arbeitsbedingungen für alle Arbeiter und Arbeiterinnen 
ſind entſprechend den Verhältniſſen des betreffenden Gewerbes durch 
Kollektivvereinbarungen mit den Berufsvereinigungen der Arbeit⸗ 
nehmer feſtzuſetzen. Für jeden Betrieb mit einer Arbeiterſchaft von 
mindeſtens 50 Beſchäftigten iſt ein Arbeitsausſchuß einzuſetzen, der 
dieſe zu vertreten und in Gemeinſchaft mit dem Betriebsunternehmer 
darüber zu wachen hat, daß die Verhältniſſe des Betriebes nach 


Maßgabe der Kollektivvereinbarung geregelt werden. In den Kollektiv⸗ 


vereinbarungen ſind Schlichtungsausſchüſſe bzw. Einigungsämter vor⸗ 
zuſehen, beſtehend aus der gleichen Anzahl 5 Arbeitnehmer und 
Arbeitgebervertretern. 

Es waren eben die klugen, ruhig denken auch fachtechniſch 
tüchtigen Männer der Gewerkſchaften, die dieſen Vertrag mit 
den Unternehmerverbänden geſchloſſen haben, Männer, die Verſtändnis 
haben für die Notwendigkeit eines Gedeihens des Betriebes im e 
Intereſſe der Arbeiter. — 

Damit hätten wir unſere Auffaſſung der „Sozialiſierun 1 
frage“ im weſentlichen dargelegt. Es ſind nur Barren, die der 
Theoretiker bieten kann. Die Ausprägung iſt Sache der Praxis 
und der Praktiker. 


Faſſen wir noch einmal kurz die wichtigſten Geſichtspunkte zu⸗ 
ſammen: 
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Wir lehnen aus den angeführten Gründen den durch 
t abſolutiſtiſchen Staatsbegriff kompromittierten kommuniſti⸗ 
n Sozialismus, die fortſchreitende Beſeitigung des Privat⸗ 
tums an den Produktionsmitteln, die allmähliche Verſtaat— 
jchung oder Vergemeindlichung bisher privater Betriebe als 
iheilvoll für Volk und Staat ab. Gleiches gilt von einer all⸗ 
inen Syndikaliſierung, durch welche die Betriebe an die 
llige Arbeiterſchaft übergeben werden ſollen. Für Leitung kom⸗ 
plizierter Betriebe erweiſt und erlangt die Arbeiterſchaft am wenigſten 
durch „wilde Sozialiſierungen“ die erforderliche Befähigung. 
2. Eine Verſtaatlichung oder Kommunaliſierung kann nur aus⸗ 
nahmsweiſe gerechtfertigt und vorteilhaft ſein. Aber fie muß in 
jedem Einzelfall gerechtfertigt werden durch ihre volkswirt⸗— 
ſchaftliche oder finonzielle Notwendigkeit. Der mar⸗ 
xiſtiſchen Lehre von einer naturnotwendigen „Entwicklung“ zum Kom— 
munismus hin (materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, Entwicklungs⸗ 
1 geſetze der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft) fehlt jede wiſſenſchaftliche 
Begründung. Sie iſt darum auch von einſichtsvollen Sozialiſten 
abe worden. Folgerichtig erweckt die Formel von Betrieben, 
die „für die Sozialiſierung reif“ ſeien, bei uns kein Vertrauen. 
Es kann nur von für Verſtaatlichung oder Kommunaliſierung ges 
eigneten Betrieben die Rede ſein. Und darüber, d. i. über die 
techniſche, ökonomiſche, volkswirtſchaftliche oder finanz⸗ 
wirtſchaftliche Möglichkeit, Zweckmäßigkeit, Notwen⸗ 
digkeit, muß man ſich wiederum in jedem Einzelfall vorerſt 
verſichern. Namenllich iſt zu unterſuchen, ob die Hinopferung 
wirtſchaftlich ſelbſtändiger Exiſtenzen den Volkswohlſtand, 
die ſozialen Lebensbedingungen der Geſellſchaft, nicht ſchwerer ſchädigt, 
als daß dieſer Schaden durch vermeintliche Vorteile einer Sozialiſierung 
aufgewogen werden könnte. 
3. Je weniger wir uns für eine kommuniſtiſche Soziali⸗ 
ſierung der Betriebe begeiſtern können, um fo entſchiedener treten 
wir ein für eine Sozialiſierung der Menſchen, unter voller 
Verneinung des akomiſtiſchen Individualismus und freiwirtſchaftlichen 
Kapitalismus. Dieſe Sozialiſierung führt zu einer Gemeinwirt⸗ 
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Rechten ausgeſtattete Berufsgenoſſenſchaften; wo dee och 
fehlen oder nicht leiſtungsfähig ſind, ergänzend durch den Staat. 
In allen Fragen des Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſes entſch cheiden 
ferner kollektive Vereinbarungen zwiſchen Arbeitnehmer⸗ und 
Arbeitgeberorganiſationen. Den Arbeitern ſteht im oben angeführten 
Sinne das Recht der Kontrolle über die Durchführung dieſer Ver⸗ 
einbarungen zu. Durch Ausbildung des Berufsgedankens wird 
der trennende Klaſſengedanke aus dem Verhältnis zwiſchen 
Unternehmer und Arbeiter entfernt. Es iſt für beide Teile vorteil⸗ 
haſt, wenn alle Mittel angewendet werden, welche auch bei der Ar⸗ 
beiterſchaft das Intereſſe am Gedeihen der Unternehmung 
wecken, erhalten, ſtärken können. — 
Der Sozialiſierungsgedanke im Sinne des chriſtlichen Sozig⸗ 
lismus will alſo keine Aufhebung des Privateigentums an den Pro⸗ 
duktionsmitteln. Er verträgt ſich aber anderſeits auch nicht mit einer 
Ausbildung der Eigentums verhältniſſe, bei der das 
Eigentum in feiner ſozialen und volkswirtſchaftlichen Be 
deutung nicht zur Geltung kommt, ſondern lediglich als ein in die 
Sachenwelt verlängertes Ego privatwirtſchaftlichen Intereſſen 
dient. Wie alle Rechte, ſo gehört nach chriſtlicher Auffaſſung 
das Eigentumsrecht der ſittlichen Ordnung an. Den ſittli 
Forderungen aber genügt der Eigentümer nicht durch bloßes Alm 
geben. Er muß auch die ſozialen Pflichten des Eigentumsbe 
anerkennen. Das Eigentum iſt ferner zwar unter den din 
Rechten das höchſte, keineswegs aber das höchſte Recht ſchlee 
welches dem Menſchen der Sachenwelt gegenüber zu Gebote ſteh 
Im Falle äußerſter Not iſt alles gemein. Das natürliche, per 
liche Recht des Menſchen auf feine Exiſtenz ſteht höher als de 
poſitive, erworbene Recht an der Sache. Das bietet einen wichti 
Fingerzeig für die chriſtliche Auffaſſung bezüglich der poſitiven G 
ſtaltung der Eigentumsverhältniſſe. Man begründet die Eigenkums⸗ 
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on mit Vorliebe auch dadurch, daß das Privateigentum am 
rt eine geordnete Verſorgung der Menſchen mit äußeren Gütern 
halb des Geſellſchaftslebens garantiere. Hat nun aber die Eigen⸗ 
inſtitution irgendwo und irgendwann Formen angenommen, die 
vorausgeſetzte beſſere und geordnetere Verſorgung nicht 
rn, ſondern hemmen, ſo bedürfen eben die konkret gegebenen 
Eigentumsverhältniſſe einer gründlichen Reform. 

Nehmen wir z. B. an, die geſunde Miſchung von kleinem, mitt⸗ 
lerem und großem Grundbeſitz ſei in einem Lande verloren gegangen; 
der Großgrundbeſitz habe ſich einfeitig ausgebildet oder er fei in der 
gegebenen Größe und Ausdehnung unvereinbar mit der öffentlichen 
Wohlfahrt des Geſamtvolkes (Notwendigkeit innerer Koloni— 
ſationh. In ſolchem Falle iſt der Staat zu einer Korrektur der 
Eigentumsverhältniſſe, unter Gewährung ausreichender Entſchädigung, 
befugt. Man braucht hierfür ſich keineswegs auf ein unbewieſenes 
und unbeweisbares Obereigentum des Staates am Grund und 
Boden zu berufen. Es genügt die einfache, dem Staate zum Schutze 
der öffentlichen Wohlfahrt zu Gebote ſtehende Jurisdiktion. 


Wenn ferner die finanzielle Not Deutſchlands den Widerſtand gegen 
im übrigen zweckmäßige und ergiebige Verſtaatlichungen jetzt vielleicht 
ſchwächen kann, ſo ſteht man meiſt auch der geplanten ſtärkeren 
euerung wenigſtens mit größerer Ergebung gegenüber, vielleicht 
der in Ausſicht ſtehenden beträchtlichen Vermögensab⸗ 
. Wäre der Staat nichts anderes als eine vertragsmäßige Bildung 


inen, um die Intereſſen der Beſitzenden zu wahren. Das war 
r Tat die Anſchauung der liberalen Nationalökonomie. Der 
t ſollte Sicherheit produzieren, die Beſitzenden ſchützen in dem 
„in der Vermehrung, im Genuß ihrer materiellen Güter. Dafür 
wollten und ſollten dann dieſe ihren Anteil an den Koſten tragen, 

lche jene Produktion von Sicherheit verurſachte. Von ſolchen Ge⸗ 
ichtspunkten aus wurde die Steuerpflicht und die Verteilung der 
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Steuerlaſt beurteilt. Die einzelnen ſtanden dabei dem Staate gegen⸗ 
über lediglich in einem Austauſchverhältniſſe. Genau in dem Maße, 
als der Bürger Vorteile von dem Staate hatte, bemaß ſich die 
Steuerlaſt, die er tragen mußte. Das Intereſſe am Staate aber 
richtete ſich nach der Größe des vom Staate geſchützten Vermögens. 
Somit ſtellte die gleichmäßige proportionale Beſteuerung des Ver⸗ 
mögensbeſitzes die allein gerechte Verteilung der Steuerlaſt dar (ſog. 
Aquivalenz oder Intereſſentheorie). Ahnlich die Auffaſſung der 
Steuer als einer Verſicherungsprämie, welche ebenfalls nach der 
Quantität der geſchützten Güter proportional zur Groͤße des Ver⸗ 
mögens die Steuer verteilt wiſſen wollte (die Verſicherungstheorie 
von Thiers). 

Allein der Staat iſt nicht bloßer Sicherheitsproduzent, dem die 
dabei intereſſierten Klaſſen die Produktionskoſten oder eine Ver⸗ 
ſicherungseprämie für Vermögensſchutz in Form von Steuern leiſten 
nach Maßgabe ihres individuellen Intereſſes am Staate. Das Ver⸗ 
hältnis des Bürgers zum Staate darf auch für die Steuerlehre nicht 
als bloße Austauſchrelation aufgefaßt werden. Der Staat iſt viel⸗ 
mehr eine im Naturrecht fundierte geheiligte Inſtitution mit dem 
erhabenen Zwecke, einzutreten für die allen Bürgern gemeinſame 
öffentliche Wohlfahrt. Alle Glieder des Staates find, wie wir ſahen, 
auf dieſen Zweck ſolidariſch verpflichtet gemäß ihrer Stellung 
und ihrer perſönlichen und ſachlichen Leiſtungsfähigkeit, ſogar 
bis zum Opfer des Vermoͤgens und des Lebens. 

Nicht der Sondervorteil, den der einzelne durch den Staat emp⸗ 
fängt, ſondern die perſönliche Zugehörigkeit zum Staate bildet alſo 
den Rechtsgrund der Steuerpflicht, und die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit beſtimmt und begrenzt dieſelbe. Die Leiſtungsfähigkeit 
aber bemißt ſich unter normalen Bedingungen nach der Größe des 
Einkommens, vielleicht mit einer ergänzenden Vermögensſteuer. 

Es koͤnnen indes auch beſondere, außerordentliche Be⸗ 
dürfniſſe eine ſtärkere Inanſpruchnahme der Vermögen dadurch 
rechtfertigen, daß ſie eben unbedingt notwendig ſind, um größeres 
Unheil abzuwenden. Ein Staatsbankrott würde unſerem Vater⸗ 
lande ſchwereres Unheil bringen als eine auch ſehr beträchtliche 
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rmögensabgabe. Und wie würde die Maſſe des Volkes es heute 
verſtehen, wenn die beſitzende Klaſſe ſich gegen ein bloß materielles 
Opfer ſträuben wollte, nachdem im Weltkriege Millionen ihr Leben 
für das Vaterland geopfert haben? 

Freilich wird eine kluge Geſetzgebung ſich vor der Überjpan« 
nung der Vermögensabgabe hüten müſſen. Der Kameraliſt 
Wilhelm v. Schröder gab ſeinem Werke über die „Fürſtliche Schatz⸗ 
und Rentkammer“ eine Titelvignette mit auf den Weg, die eine 
ländliche Schafſchur vorſtellte. Das Bild fand ſeine Erklärung durch 
den beigefügten Vers: „Wenn eines klugen Fürſten Herden — Auf 
dieſem Fuß genützet werden — So können ſie recht glücklich leben — 
Und dem Regenten Wolle geben. — Doch wer ſogleich das 
Fell abzieht, — Bringt ſich um künftigen Profit.“ Wie ein 
Hausvater ſeinen Acker düngen und pflügen muß, ſo ſoll ein Fürſt 
ſeinen Untertanen „erſt zu einer guten Nahrung helfen, wann er 
etwas von ihnen nehmen will“. Nie ſoll die fürſtliche Habſucht ſich 
an den Grundlagen des Volkswohlſtandes vergreifen. Jene 
Kameraliſten, die ſchonungsloſer Ausbeutung das Wort redeten, ver⸗ 
glich Schröder mit den Schweinen, welche die Wurzeln der Kräuter 
im Garten auswühlen und den Garten ſelbſt damit verderben. 
Nicht die Bereicherung einer „landesfürſtlichen Kaſſe“ iſt heute 
Zweck der Steuer. Gleichwohl werden auch unſere Staatsmänner 
die Weisheit jener kameraliſtiſchen Mahnung beherzigen dürfen. — 


Wir haben oben von zwei Regulatoren des Wirtſchaftslebens 
geſprochen. Wir 5 — zum Schluß auf einen dritten, den 
w K ichkeit und Gewiſſen. Wird 
ann wird es nach allen Reformen 
In vanum laboraverunt! 
in der „Germania“ 1: „Die 
Keine tote Maſchine, die nach 
Ar ſo zu bauen iſt, fo und fo 
eimmter Weiſe läuft, ſondern die 


1 Nr. 119 vom 15. März 1919. 
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Wirtſchaft ift eine Betätigung lebender Menſchen und dah 
Angelegenheit, die ebenſo moraliſch oder unmoraliſch beit: 
werden kann.“ Der Sozialismus hat den ödeſten und blödelten Ut 
glauben unter den Maſſen verbreitet. Seine Mahnungen zur 
die Belehrung des „Vorwärts“ !, daß „der Streik im kapitaliſtiſch 
Betriebe eine nd n im nud a W 


über 8 Pflichten bach. Was uns aber hen not tut, das il 5 
die Erneuerung im Geiſte, praktiſches Chriſtentum im 


wieder in unſere deutſchen Lande zurück. 

Ein ſchönes und tief wahres Wort iſt es, das ſich in Gr ich 
Liſts Geſammelten Schriften? findet: „Es gibt keinen beſſeren Beweis 
für die Göttlichkeit der chriſtlichen Religion als den, daß ihre Lehren 
und Verheißungen mit den Forderungen der materiellen wie 
geiſtigen Wohlfahrt des menſchlichen Geſchlechts in vollkommener 
Übereinſtimmung ſtehen.“ In Christo salus! 


1 Nr. 134 vom 14. März 1919. 
2 Das nationale Syſtem (Ausg. Häuſſer, 1851) 188. 
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Die ſiegreiche Demokratie. (R. v. Noſtitz⸗Rieneck.) 

Von der Güte Gottes. (O. Zimmermann.) 

Wahlrecht und Wahlpflicht. (M. Reichmann.) 

Revolutionäre Trennung von Kirche und Staat. (O. Zimmermann.) 

Die deutſche Sozialpolitik im Weltkrieg. (C. Noppel.) 

Weltliche Schule. (V. Hugger.) 

Grenzen der Demokratie. (H. Sierp.) 

Der Zug der Frauen. (P. Lippert.) 
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(J. Overmans.) 
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Noſtitz⸗Rieneck.) 
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